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Einleitung

Der soziale Bezug des Eigentums ist ein prägender Begriff innerhalb von ak-
tuellen, die Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG betreffenden Frage-
stellungen. So stützt sich das Bundesverfassungsgericht in der vielbeachteten
Entscheidung über die Verfassungsmäßigkeit der 13. Novelle des Atomgesetzes
(„Atomausstiegsentscheidung“) maßgeblich auf den sozialen Bezug des Eigen-
tums an den Atomkraftanlagen.1 Anknüpfend an diese Entscheidung wird zur
Begründung der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit eines gesetzlich verordneten
Ausstiegs aus der Kohleverstromung auch auf den sozialen Bezug des Eigentums
an den Kohlekraftwerken verwiesen.2 Wissenschaft und Praxis diskutierten hierzu
lebhaft, inwieweit der auf die Eigenschaft der Atomkraftwerke als Hochrisiko-
technologie zurückzuführende soziale Bezug auch bei Kohlekraftwerken vor-
liegt.3 Darüber hinaus legitimiert der soziale Bezug von Wohneigentum aus Sicht
des Bundesverfassungsgerichts auch die Verfassungsmäßigkeit der sog. Miet-
preisbremse4 und entfaltet zusätzlich im Zuge der verfassungsrechtlichen Prü-
fung des sog. Mietendeckels5 Relevanz.

Die Bedeutung des sozialen Bezugs für die jeweilige verfassungsrechtliche
Prüfung, ob den Vorgaben des Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG entsprochen wurde, geht
auf die Interpretation der Eigentumsgarantie durch das Bundesverfassungsgericht
zurück. In ständiger Rechtsprechung verbindet es das Vorliegen des sozialen Be-
zugs mit der Weite des Gestaltungsspielraums des Gesetzgebers. Bei Vorliegen
des sozialen Bezugs räumt das Bundesverfassungsgericht hierdurch dem Gesetz-
geber eine vergrößerte Befugnis zur Beschränkung von Eigentumsrechten ein.

1 BVerfGE 143, 243 (324f. Rn. 218ff., 351 ff. Rn. 297 ff.).
2 P. Overkamp, Ökonomische Instrumente und Ordnungsrecht, S. 106 ff.; C. Ziehm,

ZNER 2017, S. 7 (8); O. Däuper/S. Michaels, EnWZ 2017, S. 211 (214); C. Kreuter-
Kirchhof, Rechtliches Gutachten zur Positionierung des Wirtschafts- und Energieminis-
teriums NRW im Hinblick auf die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Be-
schäftigung“, S. 66; T. Schomerus/G. Franßen, Klimaschutz und die rechtliche Zulässig-
keit der Stilllegung von Braun- und Steinkohlekraftwerken, S. 169 f.; vgl. C. Franzius,
NVwZ 2018, S. 1585 (1586).

3 P. Zimmermann, Juristische Perspektiven nach dem Atomausstiegsurteil des Bun-
desverfassungsgerichts – Diskussionsbericht, in: M. Burgi (Hrsg.), 15. Deutsches Atom-
rechtssymposium, 2019, S. 115 ff.

4 BVerfG Beschluss der 3. Kammer des Ersten Senats vom 18. Juli 2019 – 1 BvL 1/
18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18 –, Rn. 71.

5 B. Wolfers/K.-U. Opper, DVBl. 2019, S. 1446 (1449); M. Putzer, DVBl. 2020, S. 969
(973); A. Farahat, JZ 2020, S. 602 ff.



Auf diese Weise verknüpft das Bundesverfassungsgericht die Interpretation des
Grundrechts der Eigentumsgarantie mit der Stellung des Gesetzgebers im Verfas-
sungsgefüge und dem Ausmaß der eigenen Kontrollmöglichkeit von Verfas-
sungsverstößen.

Soweit diese Auslegung der Eigentumsgarantie – wie bspw. im Falle des ge-
setzlich angeordneten Ausstiegs aus der Kohleverstromung – zur verfassungs-
rechtlichen Begutachtung zukünftiger Gesetzesvorhaben herangezogen werden
soll, muss ihr Bedeutungsgehalt und ihre rechtliche Auswirkung feststehen. Ins-
besondere muss Klarheit darüber bestehen, unter welchen Voraussetzungen einem
Eigentumsgegenstand sozialer Bezug zukommt und wie stark dessen Ausprägung
ist. Gleiches gilt für den Inhalt des Begriffs des Gestaltungsspielraums des Ge-
setzgebers und wie sich dessen Erweiterung auf den Eigentumsschutz auswirkt.
Die Notwendigkeit der Bestimmung des Inhalts des sozialen Bezugs folgt auch
daraus, dass der Sozial-Begriff im Wortlaut des Art. 14 GG nicht ausdrücklich
enthalten ist. Zudem liegt mit dem Begriff der Sozialbindung als Umschreibung
der Vorgabe aus Art. 14 Abs. 2 S. 2 GG ein ähnlicher und zugleich prominenter
Terminus vor, der leicht mit dem sozialen Bezug verwechselt werden kann. Bei
Rückgriff auf die bundesverfassungsgerichtliche Rechtsprechung zur Legitimie-
rung beabsichtigter Eigentumsbeschränkungen ist daher eine klare Konturierung
des Inhalts des sozialen Bezugs erforderlich. Dies gilt auch, um einem möglichen
Vorwurf entgegenzuwirken, dass durch ein zu weites Verständnis des sozialen
Bezugs von Art. 14 GG nicht vorgesehene Beschränkungsmöglichkeiten geschaf-
fen werden. Gerade zur Sicherung der Akzeptanz gerechtfertigter, auf den Klima-
schutz gerichteter Eigentumsbeschränkungen darf der Verweis auf den sozialen
Bezug einschließlich der erweiterten Befugnisse des Gesetzgebers nicht als Vehi-
kel zur Umsetzung eines absoluten Klimaschutz-Vorrangs6 missverstanden wer-
den. Auch bei Vorliegen des sozialen Bezugs sind vor Vornahme einer Eigen-
tumsbeschränkung stets die Eigentümerinteressen zu berücksichtigen.7

A. Stand der Forschung

Angesichts der Mannigfaltigkeit und Tiefe des Schrifttums zum Eigentum im
Allgemeinen und der Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG im Besonde-
ren sowie der angesprochenen Konjunktur des Begriffs des sozialen Bezugs über-
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6 Hierzu W. Frenz, DVBl. 2013, S. 688 (691); vgl. T. Attendorn, NVwZ 2012, S. 1569
(1570); W. Spieth/N. Hellermann, Energiewende – Kohle zwischen Recht und Politik,
in: T. Hebeler u. a. (Hrsg.), Die Zukunft der Energiewende. 32. Trierer Kolloquium zum
Umwelt- und Technikrecht vom 28. bis 29. September 2017, 2018, S. 83 (91); vgl.
J. Saurer, NVwZ 2017, S. 1574; zum Umweltschutz allgemein O. Lepsius, Besitz und
Sachherrschaft im öffentlichen Recht, S. 375.

7 Vgl. F. Shirvani, Sozialbindung des Eigentums, in: M. Ludwigs (Hrsg.), Regulie-
render Staat und konfliktschlichtendes Recht. Festschrift für Matthias Schmidt-Preuß
zum 70. Geburtstag, 2018, S. 303 (311 f.).



rascht die vergleichsweise gering ausgeprägte dezidierte Auseinandersetzung mit
Inhalt und Wirkung des sozialen Bezugs in der Literatur. Ausnahmen von dieser
Feststellung sind die Ausführungen von M. Thormann8, O. Lepsius9, C. Sell-
mann10 und J. R. Sieckmann11. Ebenfalls zu nennen sind die Untersuchungen
von C. Kreuter-Kirchhof12, die sich eingehend mit der personalen Dimension der
Eigentumsgarantie befasst hat, und P. Overkamp13. Weiterhin findet der soziale
Bezug in der Kommentarliteratur14 zur Eigentumsgarantie Beachtung, regelmä-
ßig jedoch mit schwerpunktmäßiger Wiedergabe der ständigen Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts. Insbesondere die normative Begründung der
Verknüpfung von sozialem Bezug und gesetzgeberischem Gestaltungsspielraum
erfährt nur eingeschränkte Aufmerksamkeit. Die Kombination aus der bedeuten-
den Stellung des sozialen Bezugs im Rahmen der Überprüfung von Eigentums-
beschränkungen sowie dessen noch nicht erschöpfender Betrachtung im Schrift-
tum legt daher die vorliegende Untersuchung nahe.

B. Gang der Untersuchung

Zur Ermittlung des Inhalts des sozialen Bezugs beginnt die Untersuchung mit
der Darstellung seines Ausgangspunktes in der bundesverfassungsgerichtlichen
Judikatur (S. 23 f.) sowie dessen begrifflicher Betrachtung (S. 25 ff.). Hierauf
folgt eine Analyse der bundesverfassungsgerichtlichen Rechtsprechung ein-
schließlich ihrer Besprechung in der Literatur (S. 55 ff.). Diese Rechtsprechungs-
analyse ist auf die Bestimmung einer Definition des Inhalts des sozialen Bezugs
gerichtet (S. 102 ff.). Sodann werden die rechtlichen Folgen des Vorliegens des
sozialen Bezugs in Form der Erweiterung des gesetzgeberischen Gestaltungs-
spielraums aufgezeigt (S. 109 ff.). Hierfür ist die Inhalts- und Schrankenbestim-
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8 M. Thormann, Abstufungen in der Sozialbindung des Eigentums, passim.
9 O. Lepsius, Die maßstabsetzende Gewalt, in: M. Jestaedt/ders./C. Möllers/C. Schön-

berger, Das entgrenzte Gericht, 2011, S. 217 f.; ders., Verfassungsrechtlicher Rahmen
der Regulierung, in: M. Fehling/M. Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, 2010, § 4
S. 178 ff.; ders., Besitz und Sachherrschaft im öffentlichen Recht, S. 68 f.; ders., Wi-
Verw 2011, S. 206 (212 f.).

10 C. Sellmann, Nutzungsbeschränkungen zugunsten der Umwelt und eigentums-
rechtlich gebotener Ausgleich, S. 187 ff.

11 J.-R. Sieckmann, Modelle des Eigentumsschutzes, S. 367 ff.
12 C. Kreuter-Kirchhof, Personales Eigentum im Wandel, passim.
13 P. Overkamp, Ökonomische Instrumente und Ordnungsrecht, S. 105 ff.
14 Eingehend jedoch O. Depenheuer/J. Froese, in: H. von Mangoldt/F. Klein/C. Starck

u. a. (Hrsg.), Grundgesetz, 7. Aufl. 2018, Art. 14 Rn. 282; H. Dederer, in: W. Kahl/
C. Waldhoff/C. Walter (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 118. Akt. Dez.
2017, Art. 14 Rn. 880 ff.; R. Wendt, in: M. Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 9. Aufl. 2021,
Art. 14 Rn. 111; J. Sieckmann, in: K. Friauf/W. Höfling (Hrsg.), Berliner Kommentar
zum Grundgesetz, 44. Erg.-Lfg. XI/14, Art. 14 Rn. 143; H.-J. Papier/F. Shirvani, in:
G. Dürig/R. Herzog/R. Scholz u. a. (Hrsg.), Grundgesetz. Kommentar, Stand: Lfg. 83
April 2018, Art. 14 Rn. 425 ff.


